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4. Sitzung 

9. März 2022 

 

  

Beginn: 14.04 Uhr  

Schluss: 17.16 Uhr  

Vorsitz: Herr Abg. Sebastian Schlüsselburg (LINKE, stellv. Vorsitzender) 

 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Senat wird durch Frau Senatorin Prof. Dr. Kreck (SenJustVA) sowie Frau Staatssekretä-

rin Dr. Brückner (SenJustVA) und Frau Staatssekretärin Gomis (SenJustVA) repräsentiert. 

Des Weiteren ist Frau Dr. Liebscher, die Leiterin der Ombudsstelle der Landesstelle für 

Gleichbehandlung gegen Diskriminierung (SenJustVA), zu Punkt 2 anwesend. 

 

Der Vorsitzende, Herr Abg. Rissmann (CDU), ist erkrankt. Der stellvertretende Vorsitzende,  

Herr Abg. Schlüsselburg (LINKE) leitet die Sitzung. 

  

Er weist auf Folgendes hin: 

 

 Die Sitzung werde in einen anderen Raum im Abgeordnetenhaus, wo sich die Medi-

envertreter/innen eingefunden haben, und überdies live auf der Homepage des Abge-

ordnetenhaus (Stream) übertragen.  

 

 Das pandemiebedingte Raumkonzept lege fest, dass nach zwei Stunden eine 15 minü-

tige Lüftungspause einzulegen sei.  

 

Er genehmigt den anwesenden Medienvertreter/innen die Anfertigung von Bild- und Tonauf-

nahmen gemäß § 4 Abs. 3 und Abs. 2, S. 2 der Hausordnung des Präsidenten vom 28. Januar 

2022. Er stellt das diesbezügliche Einvernehmen des Ausschusses fest. 

 

Er teilt dem Ausschuss mit, dass die in der 3. Sitzung, am 23. Februar 2022, zugesagte schrift-

liche Beantwortung des Senats auf zwei Nachfragen des Herrn Abg. Herrmann (CDU) und 

des Herrn Abg. Krestel (FDP) im Zuge der Aktuellen Viertelstunde zwischenzeitlich übermit-
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telt worden und dem Ausschuss zugegangen sei (siehe dazu Anlage zum Inhaltsprotokoll der 

4. Sitzung).  

 

 

Punkt 1 der Tagesordnung 

  Aktuelle Viertelstunde  

Gemäß Punkt 4, Abs. 5 der Verfahrensregeln des Ausschusses ruft der stellvertretende Vorsit-

zende die schriftlich eingereichten Fragen in der Reihenfolge ihres zeitlichen Eingangs auf. 

Frau Senatorin Prof. Dr. Kreck (SenJustVA) beantwortet diese sowie mündliche Nachfragen 

(zu den Einzelheiten vgl. Inhaltsprotokoll): 

 

 „In Berliner Gefängnissen treffen durch die Insassen viele Kulturkreise aufeinander. 

Dies könnte während des Ukraine-Krieges zu Problemen führen. Inwieweit wurden 

die Mitarbeiter in den Justizvollzugsanstalten sensibilisiert, welches Konfliktpotenzial 

sieht die Senatsverwaltung und welche Vorkehrungen trifft sie?“ (FDP) 

 

 „Wie viele Staatsangehörige der Ukraine sitzen derzeit in Berliner Justizvollzugsan-

stalten ein, wie können sie Kontakt zu ihren Angehörigen aufnehmen und gibt es für 

sie eine besondere Seelsorge?“ (CDU) 

 

 „Inwieweit sind die Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz vor den Berliner Famili-

engerichten sowie die polizeilichen Anzeigen wegen häuslicher Gewalt im Jahr 2021 

gestiegen und was schließt der Senat daraus?“ (Bündnis 90/Die Grünen) 

 

 „Ich frage den Senat, wie sichergestellt wird, dass die auf der Sanktionsliste befindli-

chen Oligarchen tatsächlich keine Verfügungen über ihre Vermögenswerte in 

Deutschland treffen, insbesondere auch keine Grundstücke oder Gesellschaftsanteile 

veräußern?“ (Die Linke) 

 

 „Welcher Zeitraum vergeht gegenwärtig in Nicht-Haftsachen durchschnittlich zwi-

schen Eingang der Anklage und tatsächlichem Beginn der Hauptverhandlung beim 

Landgericht Berlin?“ (SPD) 

 

 

Punkt 2 der Tagesordnung 

  Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Bericht zum Stand der Beschwerdeverfahren bei der 

LADG-Ombudsstelle und Darstellung der 

Schwerpunkte der Arbeitsfelder der Ombudsstelle 

(auf Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke) 

0022 

Recht 

Zu diesem Punkt ist Frau Dr. Liebscher, Leiterin der Ombudsstelle der Landesstelle für 

Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung (LADS), anwesend. 

 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/Recht/vorgang/r19-0022-v.pdf
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Frau Abg. Eralp (LINKE) begründet den Besprechungsbedarf für die Antrag stellenden Koali-

tionsfraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. 

 

Frau Senatorin Prof. Dr. Kreck (SenJustVA) nimmt einleitend Stellung. 

 

Im Rahmen der Beratung erläutert Frau Dr. Liebscher (SenJustVA) die Arbeitsfelder sowie 

den Stand der Beschwerdeverfahren der Ombudsstelle anhand einer Power-Point-

Präsentation. Ergänzend nimmt Frau Staatssekretärin Gomis (SenJustVA) Stellung. 

 

Im Anschluss an die Beratung schließt der Ausschuss den Besprechungspunkt ab. 

 

 

Punkt 3 der Tagesordnung 

  Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt 

(auf Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke) 

 

Hierzu: Anhörung 

0023 

Recht 

Der Ausschuss beschließt einvernehmlich gemäß § 26 Abs. 7 S. 4 GO Abghs die Anfertigung 

eines Wortprotokolls. 

 

Herr Abg. Walter (GRÜNE) begründet den Besprechungsbedarf für die Antrag stellenden 

Koalitionsfraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. 

 

Es werden gemäß § 28 Abs. 1 GO Abghs angehört und beantworten Fragen der Ausschuss-

mitglieder: 

 

 Frau Dr. Christiane Droste, Geschäftsführerin der UP19 Stadtforschung + Beratung 

GmbH, 

 

 Herr Mario Hilgenfeld, Leiter des Bereichs Wohnungswirtschaft/-politik des Verbands 

Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V. und 

 

 Herr Remzi Uyguner, Projektleiter in der Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung 

auf dem Wohnungsmarkt „Fair mieten – Fair wohnen“ –. 

 

Frau Dr. Droste nimmt per Videokonferenzschaltung teil. Herr Uyguner hat im Vorfeld der 

Sitzung dem Ausschuss eine Stellungnahme als Tischvorlage zur Verfügung gestellt. 

 

Frau Senatorin Prof. Dr. Kreck (SenJustVA) nimmt einleitend Stellung. 

 

Um 16.00 Uhr unterbricht der stellvertretende Vorsitzende die Sitzung für 15 Minuten, damit 

der Sitzungssaal gemäß des Pandemie bedingten Raumkonzeptes gelüftet werden kann. 

 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/Recht/vorgang/r19-0023-v.pdf
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Im Anschluss an die Beratung, in deren Rahmen Frau Staatssekretärin Gomis (SenJustVA) 

Stellung nimmt, kommt der Ausschuss entsprechend der Usancen des Ausschusses überein, 

den Besprechungspunkt zu vertagen, bis das Wortprotokoll vorliegt und ausgewertet werden 

kann. 

 

 

Punkt 4 der Tagesordnung 

  Antrag der AfD-Fraktion 

Drucksache 19/0011 

Änderung der Verfassung von Berlin – Trennung 

von Amt und Mandat  

0006 

Recht 

Der stellvertretende Vorsitzende weist auf Folgendes hin: 

 

 Im Vorfeld der Sitzung habe die Senatsverwaltung für Justiz, Vielfalt und Antidiskri-

minierung mitgeteilt, dass die federführende Zuständigkeit innerhalb der Ressortver-

teilung des Senats für dieses Thema bei der Senatsverwaltung für Inneres, Digitalisie-

rung und Sport liege. Letztere habe mitgeteilt, dass mangels eines Senatsbeschlusses 

über den Inhalt einer solchen Stellungnahme bis zu Beginn der heutigen Sitzung keine 

schriftliche Stellungnahme des Senats gemäß § 43 Abs. 1 GGO II1 vorgelegt werden 

könne. 

 

 Die für Inneres zuständige Frau Senatorin Spranger (SenInnDS) habe an den Vorsit-

zenden ein Schreiben mit der Bitte gemäß § 43 Abs. 1, S. 3 GGO II gerichtet, diesen 

Punkt bis spätestens zum 6. April 2022 zu vertagen. Bis zu diesem Datum habe Frau 

Senatorin Spranger (SenInnDS) zugesagt, eine schriftliche Stellungnahme des Senats 

vorzulegen. 

 

Vor diesem Hintergrund beschließt der Ausschuss einvernehmlich, diesen Punkt zu vertagen. 

 

 

Punkt 5 der Tagesordnung 

  Verschiedenes  

Dem Ausschuss liegen als Tischvorlage folgende Unterlagen (Anlage 1) vor: 

 

                                                 
1§ 43 Abs. 1 GGO II lautet: „Wird ein Gesetzesantrag aus der Mitte des Abgeordnetenhauses einge-

bracht, so ist grundsätzlich dafür Sorge zu tragen, dass die Auffassung des Senats bei den Beratungen 

des Parlaments und seiner Ausschüsse zur Geltung gebracht wird. Zu diesem Zweck hat das federfüh-

rende Mitglied des Senats unverzüglich und so rechtzeitig eine Stellungnahme des Senats herbeizufüh-

ren, dass sie zu Beginn der Ausschussberatungen dem bzw. der Vorsitzenden des Ausschusses und den 

Vorsitzenden der Fraktionen des Abgeordnetenhauses schriftlich vorgelegt werden kann. Sofern dies 

im Ausnahmefall nicht möglich ist, hat das zuständige Senatsmitglied über die Senatskanzlei den Aus-

schussvorsitzenden bzw. die Ausschussvorsitzende zu bitten, die Aufnahme der Beratungen bis zum 

Vorliegen der Stellungnahme längstens um einen Monat aufzuschieben.“ 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/Recht/vorgang/r19-0006-v.pdf
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 ein Schreiben des Vorsitzenden, Herrn Abg. Rissmann (CDU), in dem der Ablauf der 

Haushaltsberatungen mit den Fristen und Terminen erläutert wird, 

 

 eine erste Anlage zu diesem Schreiben mit einem Vorschlag des Vorsitzenden, Herrn 

Abg. Rissmann (CDU), für die Regularien zu den Haushaltsberatungen 2022/2023  

 

 und eine zweite Anlage zu diesem Schreiben mit einer Zeitschiene, in der die zeitli-

chen Abläufe, Fristen und Termine der Haushaltsberatungen im Ausschuss dargestellt 

sind.   

 

Diese Unterlagen hat der Vorsitzende, Herr Abg. Rissmann (CDU), dem Ausschuss im Vor-

feld der Sitzung über das Ausschussbüro auch digital übermittelt.  

 

Herr Abg. Walter (GRÜNE) beantragt, die Frist für die Einreichung der Änderungsanträge 

durch die Fraktionen zur 2. Lesung in Punkt 7 des Vorschlags des Vorsitzenden für die Regu-

larien und Punkt 1 c) des vorliegenden Schreibens des Vorsitzenden (Anlage 1) um zwei Tage 

von Mittwoch, den 27. April 2022, auf Freitag, den 29. April 2022, zu verlängern.  

 

Der Ausschuss beschließt einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, Bünd-

nis 90/Die Grünen, Die Linke, AfD und FDP die Annahme dieses Änderungsantrags. Mit dem 

gleichen Stimmenverhältnis beschließt er die Regularien für die Haushaltsberatungen mit der 

zuvor beschlossenen Änderung (Anlage 2). 

  

Die nächste 5. Sitzung und somit 1. Lesung der Haushaltsberatung 2022/2023 findet am 

23. März 2022 um 15.00 Uhr im Raum 376 statt. 

 

 

Der Vorsitzende 

 

 

 

Sebastian Schlüsselburg 

(stellv. Vorsitzender) 

Der Schriftführer 

 

 

 

Orkan Özdemir 
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Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Blick auf die anstehenden Haushaltsberatungen übersendet Ihnen der Vorsitzende in den
Anlagen folgende Unterlagen:

· einen Vorschlag für die Regularien der Haushaltsberatung in unserem Ausschuss (An-
lage 1)

· und eine Zeitschiene, in der alle für die Haushaltsberatung im Ausschuss relevanten
Termine und Fristen aufgeführt sind (Anlage 2).

Der elektronische Eingang des Zahlenwerks zum Doppelhaushalt 2022/ 2023 wird für den 11.
März 2022 erwartet.

Zu dem Vorschlag für die Regularien (Anlage 1) erläutert der Vorsitzende Folgendes:

1) Zeitliche Planung der Haushaltsberatung im Ausschuss

Ausgehend von der angekündigten Übermittlung des Haushaltsplans am 11. März 2022 und
dem bereits feststehenden spätesten Termin für die Abgabe der Stellungnahme an den feder-
führenden Hauptausschuss am 13. Mai 2022 ergeben sich zwangsläufig bestimmte Termine
und Fristen für unseren Ausschuss:

a) Termine: 1. Lesung am 23. März 2022 / 2. Lesung am 4. Mai 2022

Faktisch besteht bei der Festsetzung der Termine für die 1. und 2. Lesung kein Spielraum.

Der 23. März 2022 ist der nächst mögliche reguläre Sitzungstermin für die Durchführung der
1. Lesung nach dem Zugang des Haushaltsplans am 11. März 2022. Der Sitzungstermin am 6.
April 2022 wäre für die 1. Lesung zu spät, da wiederum der späteste mögliche Termin für das

Anlage 1 zum Beschlussprotokoll Recht 19/4
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Eintreffen der Sammelvorlage (mit den Berichten in Erfüllung der Berichtsaufträge aus der 1.
Lesung) der 19. April 2022 ist.

Für die 2. Lesung kommt nur die erste reguläre Sitzung nach den Osterferien am 4. Mai 2022
in Betracht, da der Abgabetermin für die Stellungnahme an den Hauptausschuss, wie bereits
dargelegt, auf den 13. Mai 2022 festgelegt ist.

b) Vorbereitungszeit für die 1. Lesung

Bei der Festlegung der Fristen für die Erarbeitung der Fragenkataloge durch die Fraktionen
einerseits und der Synopse (mit den Fragen geordnet nach Kapiteln und Titeln) durch das
Ausschussbüro andererseits in Vorbereitung auf die 1. Lesung hat unser Ausschuss einen ge-
wissen Spielraum. Der Vorsitzende schlägt Ihnen in Punkt 1 der Regularien (Anlage 1) als
Einreichungsfrist für die Fragenkataloge vier Arbeitstage in der Woche vom 14. bis zum 18.
März 2022 (nach unterstelltem Eingang des Haushaltsplans am Freitag, den 11. März 2022)
und für die Erstellung der Synopse durch das Ausschussbüro zwei Arbeitstage, den 21. und
22. März 2022, vor. Die beigefügte Zeitschiene (Anlage 2) veranschaulicht diesen zeitlichen
Ablauf.

c) Vorbereitungszeit für die 2. Lesung

Im Hinblick auf die 2. Lesung regt der Vorsitzende eine Vorbereitungszeit von sechs Arbeits-
tagen für die Anfertigung der Änderungsanträge (vom 19. bis zum 27. April 2022) und vier
Arbeitstagen für die Synopse (vom 28. April bis zum 3. Mai 2022) an (vgl. Anlage 2).

2. Verfahren und Rahmenbedingungen der Beratungen im Ausschuss

Die abzustimmenden Regularien enthalten neben den vorgenannten Terminen auch die Rah-
menbedingungen und den Verfahrensablauf der Haushaltsberatungen.

a) Zeitliche Begrenzungen der 1. und 2. Lesung

Aufgrund der Pandemie und der daraus folgenden Hygieneregeln können die Ausschüsse
nicht beliebig lange tagen. Wegen der doppelten Raumbelegung (Übertragung in einen zwei-
ten Raum) sowie des Bedarfs an Technik und Personal sind "Spontanverlängerungen" nicht
möglich. Es gibt einen neuen Raum- und Zeitplan für alle Ausschüsse, der sich hinsichtlich
der Sitzungsdauer an den letzten Haushaltsberatungen in den Fachausschüssen orientiert.

Demnach ist bei der 1. Lesung am 23. März 2022 der Sitzungsbeginn um 15.00 Uhr (statt wie
sonst regulär um 14.00 Uhr) und Sitzungsende um 19.00 Uhr, d. h. die Sitzungszeit ist auf
vier Stunden begrenzt. Bei der 2. Lesung beträgt die maximale Sitzungszeit sechs Stunden.
Der Sitzungsbeginn ist regulär um 14.00 Uhr; das Sitzungsende ist spätestens um 20.00 Uhr.

b) Generalaussprache in der 1. oder der 2. Lesung / zeitliche Begrenzung

In den Haushaltsberatungen der letzten Wahlperioden entsprach es der Praxis in unserem
Ausschuss, auf eine Generalaussprache in der 1. Lesung zu verzichten und diese in die 2. Le-
sung verlagern. Diese Praxis hat der Vorsitzende in seinem Vorschlag in den Regularien (vgl.
Anlage 1, Punkte 3 b. und 10 b.) umgesetzt. In der 2. Lesung des Doppelhaushalts 2020/2021
am 25. September 2019 hatte der Ausschuss zu Beginn beschlossen, die Redezeit im Rahmen
der Generalaussprache auf 5 Minuten pro Fraktion zu reduzieren. Hieran orientiert sich der
Vorschlag des Vorsitzenden (vgl. Anlage 1, Punkt 10 b.).
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c) Zwei Beratungsmodelle

Es gibt zwei Modelle des Ablaufs der Haushaltsberatungen im Ausschuss. In den Haushalts-
beratungen der letzten Wahlperioden war es in unserem Ausschuss Usus, dass der Senat in
der 1. Lesung keine mündliche Beantwortung der schriftlichen Fragen vornahm; sie wurden
pauschal als Berichtsaufträge des Ausschusses an den Senat beschlossen.

Das „Gegenmodell“ wird in den meisten anderen Ausschüssen praktiziert. Danach beantwor-
tet der Senat in der 1. Lesung mündlich möglichst viele der schriftlichen Fragen. Zu den nicht
beantworteten Fragen beschließt der Ausschuss Berichtsaufträge.

In dem bisher in unserem Ausschuss praktizierten Modell wird die 1. Lesung kurz gehalten.
Aufgrund der Verlagerung der gesamten Beratung in die 2. Lesung wird diese zeitlich ausge-
dehnt.  Beide Varianten sind möglich.

Insofern ist in dem Vorschlag des Vorsitzenden (vgl. Anlage 1, Punkt 3 e.) zumindest die
Möglichkeit der mündlichen Beantwortung durch den Senat in der 1. Lesung grundsätzlich
vorgesehen. Bei der letzten Beratung des Doppelhaushalts 2020/2021 war dies ebenfalls in
den Regularien so festgelegt. Der Ausschuss fasste aber zu Beginn der 1. Lesung am 28. Au-
gust 2019 nach Beurteilung des aktuellen Sachstands einen dahingehenden Beschluss, pau-
schal zu allen eingereichten Fragen schriftliche Berichtsaufträge anzufordern. Diese Flexibili-
tät in der Handhabung in Orientierung am aktuellen Sachstand (Volumen an schriftlichen
Fragen, etwaige weitere zu behandelnde dringliche Punkte) ist u. U. vorteilhaft.

In unserer kommenden Sitzung am 9. März 2022 wird der Vorsitzende unter dem Punkt „Ver-
schiedenes“ diesen Vorschlag für die Regularien mit dem Ausschuss - unter Einbeziehung
von etwaigen Änderungswünschen - erörtern und abstimmen lassen. Das Ziel ist ein einver-
nehmlicher, von allen getragener, Ausschussbeschluss. Dies gilt insbesondere vor dem Hin-
tergrund der teils engen Fristen, die bei allen Akteuren (Fraktionen, Senat, Parlamentsverwal-
tung) Akzeptanz finden sollten, damit die Beratungen auch unter den erschwerten Pandemie
Bedingungen gut verlaufen können.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Nina-Maria Reiser



Abghs III A
Fr. Reiser

04.03.2022
App. 1310

ENTWURF

Regularien für die Haushaltsberatungen im Ausschuss für Verfassungs- und Rechts-
angelegenheiten, Geschäftsordnung und Antidiskriminierung in der 19. WP 2022

1. Die Fragen bzw. Berichtsaufträge für die 1. Lesung des Einzelplans im Ausschuss
werden durch die Fraktionen dem Ausschussbüro spätestens bis zum Freitag, den 18.
März 2022, um 10.00 Uhr digital übermittelt. Ein Muster wird den Fraktionen zur
Verfügung gestellt. Die Fraktionen werden gebeten, ausschließlich dieses Muster zu
verwenden und ein entsprechendes Word-Dokument zu übersenden.

2. Das Ausschussbüro erstellt zwecks Strukturierung der 1. Lesung eine Synopse der
Fragen geordnet nach Kapiteln und Titeln, die dem Ausschuss und dem Senat im
Vorfeld zur Verfügung gestellt wird.

3. 1. Lesung am Mittwoch, den 23. März in Raum 376 / Beginn: 15.00 Uhr

Ablauf der 1. Lesung:

a. Begrenzung der Sitzungszeit auf 4 Stunden, Sitzungsbeginn: 15.00 Uhr,
Sitzungsende: 19.00 Uhr

b. Verzicht auf eine Generalaussprache
c. Stellungnahme der Senatsverwaltung
d. Beratung des Einzelplans, indem die Kapitel nacheinander unterteilt nach Titeln

seitenweise aufgerufen werden
e. Grundsätzliche Möglichkeit der mündlichen Beantwortung der Fragen durch die

Senatsverwaltung
f. Die Beantragung der schriftlichen Beantwortung von in der Sitzung neu

entstandenen Fragen kann in schriftlicher Form auf einem Muster erfolgen.
Dieses Muster wird zur Verfügung gestellt. Das Nachliefern der genauen
Formulierung von in der Sitzung entstandenen Fragen ist im Ausnahmefall bis
12.00 Uhr des nächsten Tages und nach Ankündigung in der Sitzung möglich.

g. Beschlussfassungen über Berichtsaufträge (d. h. nur über schriftliche und
mündliche Fragen bzw. Berichtsaufträge, die in der Sitzung nicht oder nicht
hinreichend mündlich beantwortet bzw. ausgeführt wurden sowie ausdrücklich
weiterhin bestehende Berichtsaufträge).

4. Das Nachliefern gänzlich neuer Fragen ist mangels eines dahingehenden
Ausschussbeschlusses ausgeschlossen. Ein diesbezügliches Einverständnis des
Ausschusses kann nicht unterstellt werden.

5. Die Berichte werden durch die Senatsverwaltung als Sammelvorlage eingereicht. Diese
Sammelvorlage erhalten alle Mitglieder des Ausschusses und die zuständigen
Fraktionsreferentinnen und –referenten in digitaler Form. Alle (nicht vertraulichen)
Berichte der Sammelvorlage müssen auch in elektronischer Form für die Datenbank
ADOS zur Verfügung gestellt werden.
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6. Die Sammelvorlage wird am Dienstag, den 19. April 2022 durch den Senat im
Abgeordnetenhaus eingereicht.

7. Änderungsanträge für die 2. Lesung werden durch die Fraktionen schriftlich im
Ausschussbüro spätestens bis Mittwoch, den 27. April um 18.00 Uhr eingereicht. Sie
sollen das Kapitel, den Titel mit Nummer und Bezeichnung, die betroffenen
Haushaltsjahre sowie die zu verändernden Beträge nennen und einen
Deckungsvorschlag enthalten. Ein Formulierungsmuster wird den Fraktionen zur
Verfügung gestellt. Die Fraktionen werden gebeten, ausschließlich dieses Muster zu
verwenden und ein entsprechendes Word-Dokument zu übersenden.

8. Das Ausschussbüro erstellt zwecks Strukturierung der 2. Lesung eine Synopse der
Änderungsanträge und beschlossenen Berichtsaufträge geordnet nach Kapiteln und
Titeln, die dem Ausschuss und dem Senat vor der 2. Lesung im Ausschuss zur
Verfügung gestellt wird.

9. 2. Lesung am Mittwoch, den 4. Mai (Beginn: 14.00 Uhr)

10. In der 2. Lesung werden nur Titel aufgerufen und beraten, die auf Antrag ausdrücklich
zur 2. Lesung zurückgestellt wurden (d. h. aufgrund eines beschlossenen
Berichtsauftrags oder aufgrund anderweitiger in der 1. Lesung erfolgten ausdrücklichen
Zurückstellung) oder zu denen Änderungsanträge vorliegen.

Ablauf der 2. Lesung:

a. Begrenzung der Sitzungszeit auf 6 Stunden, Sitzungsbeginn: 14.00 Uhr,
Sitzungsende: 20.00 Uhr

b. Generalaussprache auf eine Redezeit von 5 Minuten pro Fraktion begrenzt
c. Beratung nur der zurückgestellten Titel bzw. der Titel, zu denen

Änderungsanträge vorliegen

11. Die Personaltitel und Stellenpläne werden generell in dem für Personal zuständigen
Unterausschuss des Hauptausschusses beraten. Der Ausschuss ist jedoch nicht
gehindert, diesbezüglich übergeordnete haushaltsrelevante Fragen zu erörtern.



Abghs III A
Fr. Reiser

04.03.2022
App. 1310

Zeitschiene für die Haushaltsberatungen im Rechtsausschuss

1) 9. März: Normale Sitzung des Rechtsausschusses und Beschluss der Regularien für
(Mittwoch) die Haushaltsberatungen im Rechtsausschuss

2) 11. März: Eingang der Gesetzesvorlage zum Haushalt (Haushaltsplangesetzesentwurf)
(Freitag) in elektronischer Form nach Auskunft von SenFin

3) ab dem Vorabüberweisung der Einzelpläne an die Ausschüsse
11. März:
(Freitag)

4) ab dem Beginn der Erarbeitung der Fragenkataloge durch die Fraktionen für die
11. März: 1. Lesung
(Freitag)

5) 18. März: Fristende für die Einreichung der Fragenkataloge durch die Fraktionen
(Freitag im Ausschussbüro, d. h. insgesamt für die Erarbeitung der Fragenkataloge zur
10.00 Uhr) 1. Lesung  4 volle Arbeitstage (vom 14. März bis 17. März gerechnet ohne

den Tag der Übermittlung am 11. März und der Einreichung am 18. März)

und

umgehende Weiterleitung der Fragenkataloge an die Senatsverwaltung und
den gesamten Ausschuss

6) 21. und 22. Erarbeitung der Synopse mit den Fragenkatalogen der Fraktionen geordnet
März nach Kapiteln und Titeln durch das Ausschussbüro, d. h. insgesamt 2
Montag Arbeitstage (ohne den Tag der Übermittlung am 18. März gerechnet)
und
Dienstag)

7) 23. März 1. Lesung des Haushaltsgesetzesentwurfs im Rechtsausschuss  und am
(Mittwoch) Ende der Sitzung Beschlussfassung über die Berichtsaufträge an die Senats-

verwaltung1

8) 23. März bis Erarbeitung der Antworten auf die Fragenkataloge durch den Senat  d. h.
19. April Erfüllung der durch den Ausschuss beschlossenen Berichtsaufträge in Form

einer sog. Sammelvorlage der Senatsverwaltung

9) 6. April Normale Sitzung des Rechtsausschusses
(Mittwoch)

10) 11. April bis  Osterferien
22. April

1 Die Fragen, die in der Sitzung nicht durch die Senatsverwaltung mündlich beantwortet werden,
beschließt der Ausschuss als sog. „Berichtsaufträge“. In Bezug auf diese „Berichtsaufträge“
beantwortet die Senatsverwaltung schriftlich diese Fragen und erarbeitet eine Vorlage, die dann zur 2.
Lesung im Ausschuss beraten wird.
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11) 19. April Fristende für die Einreichung der Sammelvorlage mit den Berichten
(Dienstag) durch die Senatsverwaltung im Abgeordnetenhaus

und

umgehende Weiterleitung an den Ausschuss

12) 22. April Ende der Osterferien
(Freitag)

13) 19. April bis Erarbeitung der Änderungsanträge durch die Fraktionen auf Basis der
27. April Berichte bzw. der Sammelvorlage,

d. h. insgesamt 6 Arbeitstage (ohne den Tag der Übermittlung der
Sammelvorlage am 19. April gerechnet)

14) 27. April Fristende für die Einreichung der Änderungsanträge durch die Fraktionen
18.00 Uhr im Ausschussbüro
(Mittwoch)

15) 28. April bis  Erarbeitung der Synopse mit den Änderungsanträgen geordnet nach Kapiteln
3. Mai  und Titeln durch das Ausschussbüro zur 2. Lesung, d. h. insgesamt 4

Arbeitstage

16) 3. Mai Fertigstellung der Synopse und Übermittlung an den Ausschuss und die
(Dienstag) Senatsverwaltung zur Strukturierung der 2. Lesung im Ausschuss

17) 4. Mai 2. Lesung des Haushaltsgesetzesentwurfs im Rechtsausschuss
(Mittwoch)

18) 13. Mai spätester Termin für die Abgabe der Stellungnahme des Rechtsausschusses
(Freitag) an den Hauptausschuss

Reiser



Abghs III A
Fr. Reiser

09.03.2022
App. 1310

Regularien für die Haushaltsberatungen im Ausschuss für Verfassungs- und Rechts-
angelegenheiten, Geschäftsordnung und Antidiskriminierung in der 19. WP 2022
beschlossen in der 4. Sitzung am 9. März 2022

1. Die Fragen bzw. Berichtsaufträge für die 1. Lesung des Einzelplans im Ausschuss
werden durch die Fraktionen dem Ausschussbüro spätestens bis zum Freitag, den 18.
März 2022, um 10.00 Uhr digital übermittelt. Ein Muster wird den Fraktionen zur
Verfügung gestellt. Die Fraktionen werden gebeten, ausschließlich dieses Muster zu
verwenden und ein entsprechendes Word-Dokument zu übersenden.

2. Das Ausschussbüro erstellt zwecks Strukturierung der 1. Lesung eine Synopse der
Fragen geordnet nach Kapiteln und Titeln, die dem Ausschuss und dem Senat im
Vorfeld zur Verfügung gestellt wird.

3. 1. Lesung am Mittwoch, den 23. März in Raum 376 / Beginn: 15.00 Uhr

Ablauf der 1. Lesung:

a. Begrenzung der Sitzungszeit auf 4 Stunden, Sitzungsbeginn: 15.00 Uhr,
Sitzungsende: 19.00 Uhr

b. Verzicht auf eine Generalaussprache
c. Stellungnahme der Senatsverwaltung
d. Beratung des Einzelplans, indem die Kapitel nacheinander unterteilt nach Titeln

seitenweise aufgerufen werden
e. Grundsätzliche Möglichkeit der mündlichen Beantwortung der Fragen durch die

Senatsverwaltung
f. Die Beantragung der schriftlichen Beantwortung von in der Sitzung neu

entstandenen Fragen kann in schriftlicher Form auf einem Muster erfolgen.
Dieses Muster wird zur Verfügung gestellt. Das Nachliefern der genauen
Formulierung von in der Sitzung entstandenen Fragen ist im Ausnahmefall bis
12.00 Uhr des nächsten Tages und nach Ankündigung in der Sitzung möglich.

g. Beschlussfassungen über Berichtsaufträge (d. h. nur über schriftliche und
mündliche Fragen bzw. Berichtsaufträge, die in der Sitzung nicht oder nicht
hinreichend mündlich beantwortet bzw. ausgeführt wurden sowie ausdrücklich
weiterhin bestehende Berichtsaufträge).

4. Das Nachliefern gänzlich neuer Fragen ist mangels eines dahingehenden
Ausschussbeschlusses ausgeschlossen. Ein diesbezügliches Einverständnis des
Ausschusses kann nicht unterstellt werden.

5. Die Berichte werden durch die Senatsverwaltung als Sammelvorlage eingereicht. Diese
Sammelvorlage erhalten alle Mitglieder des Ausschusses und die zuständigen
Fraktionsreferentinnen und -referenten in digitaler Form. Alle (nicht vertraulichen)
Berichte der Sammelvorlage müssen auch in elektronischer Form für die Datenbank
ADOS zur Verfügung gestellt werden.
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6. Die Sammelvorlage wird am Dienstag, den 19. April 2022 durch den Senat im
Abgeordnetenhaus eingereicht.

7. Änderungsanträge für die 2. Lesung werden durch die Fraktionen schriftlich im
Ausschussbüro spätestens bis Freitag, den 29. April um 18.00 Uhr eingereicht. Sie
sollen das Kapitel, den Titel mit Nummer und Bezeichnung, die betroffenen
Haushaltsjahre sowie die zu verändernden Beträge nennen und einen
Deckungsvorschlag enthalten. Ein Formulierungsmuster wird den Fraktionen zur
Verfügung gestellt. Die Fraktionen werden gebeten, ausschließlich dieses Muster zu
verwenden und ein entsprechendes Word-Dokument zu übersenden.

8. Das Ausschussbüro erstellt zwecks Strukturierung der 2. Lesung eine Synopse der
Änderungsanträge und beschlossenen Berichtsaufträge geordnet nach Kapiteln und
Titeln, die dem Ausschuss und dem Senat vor der 2. Lesung im Ausschuss zur
Verfügung gestellt wird.

9. 2. Lesung am Mittwoch, den 4. Mai (Beginn: 14.00 Uhr)

10. In der 2. Lesung werden nur Titel aufgerufen und beraten, die auf Antrag ausdrücklich
zur 2. Lesung zurückgestellt wurden (d. h. aufgrund eines beschlossenen
Berichtsauftrags oder aufgrund anderweitiger in der 1. Lesung erfolgten ausdrücklichen
Zurückstellung) oder zu denen Änderungsanträge vorliegen.

Ablauf der 2. Lesung:

a. Begrenzung der Sitzungszeit auf 6 Stunden, Sitzungsbeginn: 14.00 Uhr,
Sitzungsende: 20.00 Uhr

b. Generalaussprache auf eine Redezeit von 5 Minuten pro Fraktion begrenzt
c. Beratung nur der zurückgestellten Titel bzw. der Titel, zu denen

Änderungsanträge vorliegen

11. Die Personaltitel und Stellenpläne werden generell in dem für Personal zuständigen
Unterausschuss des Hauptausschusses beraten. Der Ausschuss ist jedoch nicht
gehindert, diesbezüglich übergeordnete haushaltsrelevante Fragen zu erörtern.
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